
Durch die unbefugte Benutzung der Kraftfahrzeuge und 
durch Fahren ohne Fahrerlaubnis brachten sie nicht nur 
sich, sondern auch andere in Gefahr. Es ist gerichts­
bekannt, daß durch derartige Verfehlungen bereits 
folgenschwere Unfälle verursacht wurden, die sogar mit'-», 
dem Tod von Beteiligten endeten. Der von den Jugend­
lichen verursachte Unfall hatte zufälligerweise keinen 
Personen- und nur geringen Sachschaden zur Folge.
Daß die Jugendlichen technisch interessiert sind, ist er­
freulich. Ihre Interessen müssen aber in die richtigen 
Bahnen gelenkt werden. Sie können beispielsweise in 
der GST, Sparte Motorsport, lernen, Fahrzeuge zu 
führen. Oft finden junge Menschen diesen Weg zur GST 
oder den zur sinnvollen Freizeitgestaltung nicht allein. 
Daraus erwächst die große Aufgabe für alle Erziehungs­
pflichtigen, für die FDJ und die anderen gesellschaft­
lichen Organisationen, für die Lehrer, die Betriebsleiter, 
die Meister und Brigadiere, unserer Jugend echte Hilfe 
zu geben, mit ihr geduldig zu diskutieren und ihr die 
Perspektive zu erklären. Diese Unterstützung war bei 
den Jugendlichen in diesem Fall nicht immer vorhan­
den. Sie waren sich oft selbst überlassen. Die Mütter — 
meist berufstätig — setzten sich mitunter nicht konse­
quent durch und waren auch nicht darüber informiert, 
daß sich ihre Söhne ständig am Bahnhof aufhielten. 
Ihre Kontrolle hätte besser sein müssen.
Für alle Angeklagten wurde neben der Strafe die 
Schutzaufsicht angeordnet, die von Kollegen der Be­
triebe, in denen die Jugendlichen — gemäß der Weisung 
des Gerichts — mindestens zwei Jahre lang arbeiten 
sollen, übernommen wird. Die Schutzaufsicht soll den 
Müttern bei der Erziehung ihrer Söhne helfen. Die 
Jugendlichen erhielten außerdem die Auflage, sich in 
den nächsten zwei Jahren in ihrer Freizeit nicht mehr 
am X-Bahnhof aufzuhalten. Kommen sie dieser Ver­
pflichtung nicht nach, besteht die Möglichkeit des 
Widerrufs oder der Anordnung der Heimerziehung.
(Es folgen Ausführungen zur Schadensersatzpflicht 
und die Kostenentscheidung.)

Beschluß des Staatsrates der DDR über die weitere Ent­
wicklung der Rechtspflege (GBl. 1961 I S. 3); § 164 Abs. 1 
Ziff. 1 StPO i. V. m, § 8 StEG.
Zur Einstellung des Verfahrens bei Straftaten gerin­
gerer Gesellschaftsgefährlichkeit (hier: geringfügiger 
Diebstahl im Selbstbedienungsladen).
Verfügung des Staatsanwalts des Stadtkreises Leipzig, 
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Am 30. Januar 1961 entwendeten die Beschuldigte E. und 
der Beschuldigte D. aus der Selbstbedienungsabteilung des 
HO-Warenhauses in L. Lebens- und Genußmittel im Werte 
von 21,99 DM. Als sie den Diebstahl begingen, waren sie 
im Besitz genügender Geldmittel. Ihre Handlung wurde 
sofort entdeckt. Die Ware konnte der HO zurückgegeben 
werden. Die Beschuldigten sind Studenten der medizini­
schen Fakultät. Sie sind miteinander verlobt. Der Vater 
des Beschuldigten D. ist Ingenieur und der Vater von E. 
Oberkirchenrat.
Der Staatsanwalt stellte das gegen beide Studenten ein­
geleitete polizeiliche Ermittlungsverfahren nach § 164 StPO 
in Verbindung mit § 8 StEG ein.

Aus den G r ü n d e n :
Durch ihre Handlungsweise haben die Beschuldigten 
das durch die Einrichtung der Selbstbedienungsver­
kaufsstellen geschaffene Vertrauensverhältnis unter 
unseren Bürgern verletzt. Die Verletzung dieser Be­
ziehungen läßt erkennen, wie sehr sie in ihrer bewußt­
seinsmäßigen Entwicklung zurückgeblieben sind. Dabei 
muß beachtet werden, daß beide als Studenten des 
Arbeiter-und-Bauern-Staates die Vorzüge unserer 
sozialistischen Gesellschaftsordnung für sich in An­
spruch zu nehmen wissen, aber nicht begriffen haben, 
daß sie als zukünftige Angehörige der sozialistischen 
Intelligenz eine hohe Verantwortung vor sich selbst

und der Gesellschaft tragen. Die gesellschaftlichen und 
staatlichen Organe der medizinischen Fakultät werden 
sich daher mit dem Verhalten der Beschuldigten aus­
einanderzusetzen haben. Dort sind Maßnahmen einzu­
leiten, die in ihrer Gesamtheit garantieren, daß das 
Bewußtsein der Beschuldigten auf das Niveau unserer 
gesellschaftlichen Entwicklung gehoben wird. Be­
sonders bedeutsam wird es sein, daß sich das Kollektiv, 
in dem die Beschuldigten lernen und leben, mit der 
verwerflichen Handlungsweise ihrer Kommilitonen 
auseinandersetzt.
Im Vertrauen auf die Kraft der sozialistischen Gesell­
schaftsordnung konnte daher von der Durchführung 
eines Strafverfahrens abgesehen werden.

A n m e r k u n g  :
Den beiden Beschuldigten gibt unser Arbeiter-und- 
Bauern-Staat jede Unterstützung, damit sie sich als 
Studenten der medizinischen Fakultät die Kenntnisse 
und Fähigkeiten aneignen, die erforderlich sind, um in 
wenigen Jahren als Ärzte unserer Republik tätig zu 
sein. Beide leben in sehr guten wirtschaftlichen Ver­
hältnissen. Trotzdem bereicherten sie sich auf Kosten 
der Gesellschaft. Dieser Widerspruch ist Ausdruck 
einer noch nicht überwundenen egoistischen Verhaltens­
weise. Die Feststellung im Beschluß des Staatsrates 
vom 30. Januar 1961, daß das persönliche Verhalten 
einzelner Menschen nicht immer den Normen des 
sozialistischen Zusammenlebens entspricht, weil sich 
das Bewußtsein nicht einheitlich, geradlinig und gleich 
schnell entwickelt, wird durch die Handlung dieser 
Studenten bestätigt.
Gleichzeitig war unter diesem Gesichtspunkt ufid 
unter Beachtung der Umstände und Folgen der Tat 
sowie der erzieherischen Kraft des Kollektivs zu 
prüfen, wie den beiden jungen Bürgern unseres Staates 
am besten geholfen werden konnte, die Einsicht in die 
moralisch-politische Verwerflichkeit ihres Verhaltens 
zu gewinnen und sie zur Achtung gegenüber dem Eigen­
tum des Volkes zu erziehen. Der Staatsanwalt und das 
Kreisgericht beschlossen deshalb, mit den beiden 
Studenten, deren Eltern und Vertretern der Fakultät 
eine Aussprache zu führen, um im Rahmen der Straf- 
und Erziehungsmaßnahmen des sozialistischen Rechts 
richtig zu differenzieren.
Diese Aussprache fand dann auch statt. Sie war sehr 
kritisch und offen. Allseitig wurde das Lebensbild der 
beiden jungen Menschen eingeschätzt. Die Eltern ver­
urteilten die Handlungsweise ihrer Kinder und schätz­
ten ebenso kritisch ein, daß auch auf ihrer Seite Mängel 
in der Erziehung dieser jungen Menschen gelegen 
haben müssen. Die Vertreter der Fakultät beurteilten 
die Handlungsweise der Studenten als einen Ausdruck 
für die mangelhafte Bewußtseinsbildung an der Fakul­
tät.
Insgesamt ergab die Aussprache, daß die Entscheidung 
des Staatsanwalts richtig war und es der Fakultät, den 
Studienkollegen und den Eltern der Beschuldigten ge­
lingen wird, die Gestrauchelten zu bewußten sozialisti­
schen Menschen zu erziehen.

Günter U l l m a n n ,
Richter am Kreisgericht Leipzig-Mitte

§§ 106, 108, 176, 177, 200 und 221 StPO.
1. Ein Strafverfahren, das stets die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit voraussetzt und tief in das Leben eines 
Menschen und in das seiner Familie eingreift, darf nie­
mals unter der einseitigen Blickrichtung eingeleitet 
werden, daß bestimmte Widersprüche geklärt oder 
Hemmnisse beseitigt werden sollen.
2. Zur Verantwortung des Gerichts bei der Eröffnung 
des Hauptverfahrens.

KrG Rochlitz, Urt. vom 8. Februar 1961 - S 170/60.
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